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Ausgewählte Urteile des Bundesgerichts zum 

Strafvollzugs- und Massnahmenrecht 

zusammengestellt von Daniel Verasani, RA, LL.M., Fachbereichsleiter Sonderdienst im Amt für 

Justizvollzug des Kantons Aargau. 

Die Auswahl der Urteile erfolgt durch den Autor. Sie werden in einer Regeste zusammengefasst 

mit Hinweisen zu einzelnen relevanten Erwägungen (mit eigenen Hervorhebungen). 

 

Urteil 6B_766/2022 vom 17.05.2023 (Publiziert als BGE 149 IV 325) 

Regeste 

Nachträgliche Anordnung einer stationären Massnahme; Prognostik, Altersproblematik 
 
Das Bundesgericht legt ausführlich seine Rechtsprechung zur Prognostik und 
nachträglichen Anordnung einer stationären Massnahme dar und beurteilt vorliegend u.a. 
die Anwendbarkeit von Prognoseinstrumente auf ältere Exploranden. 

Aus den Erwägungen: 

E.4.6.3. Zusammenfassend ergibt sich, dass die "Altersproblematik" in der forensischen 

Psychiatrie in Diskussion begriffen ist und zwar insbesondere auch im Zusammenhang mit den 

konkret in Frage gestellten aktuarischen Prognoseinstrumenten. Daraus lässt sich entgegen den 

Ausführungen des Beschwerdeführers aber nicht schliessen, dass diese Instrumente vorliegend 

per se nicht hätten angewandt werden dürfen, respektive dem Gutachten deswegen die 

Qualifikation als rechtsgenügende Entscheidgrundlage abgesprochen werden müsste. 

Abgesehen davon, dass nicht ersichtlich ist, inwiefern sich der Einbezug von deren Ergebnissen 

in die integrierte und gemittelte Bewertung negativ für den Beschwerdeführer ausgewirkt hätte (im 

Gegenteil, vgl. dazu nachfolgend E. 4.8.2), ist stattdessen in Konstellationen wie der vorliegenden 

- in der weder spezifizierte Rückfallstatistiken und damit keine verlässlichen Basisraten noch 

individuell für ältere Menschen entwickelte Prognoseinstrumente zur Verfügung stehen (vgl. oben 

E. 4.5 und 4.6.2) - umso mehr dem Umstand Rechnung zu tragen, dass jedes 

Prognoseinstrument (und auch die Basisrate) nur ein Hilfsmittel sein kann, um Anhaltspunkte über 

die Ausprägung eines strukturellen Grundrisikos eines Betroffenen zu liefern, dass deren Rolle 

immer nur diejenige eines Bestandteils der (vorliegendenfalls umso wichtigeren) klinischen 

Einschätzung des Sachverständigen sein kann, aber nicht muss (vgl. oben E. 4.4.1) und 

besonderen Umständen wie dem vorgerückten Alter von diesen unabhängig Rechnung zu tragen 

ist. Mithin manifestiert sich die Notwendigkeit, die durch aktuarische Prognoseinstrumente 

gewonnenen gruppenstatistischen Informationen auf ihre individuelle Relevanz für die konkrete 

Person zu überprüfen, weil sich dabei herausstellen kann, dass das aktuarische Modell allfällige 

Risiken oder protektive Faktoren nicht erfasst und damit die Ergebnisse verzerrt sind. 

Dementsprechend sind Resultate aktuarischer Instrumente in der Beurteilung auszuwerten und 

dürfen Risiko-Scores von aktuarischen Instrumenten nicht ohne weitere differenzierte Betrachtung 

des Einzelfalles für die Risikoeinschätzung verwendet werden (vgl. 
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URWYLER/ENDRASS/HACHTEL/GRAF, a.a.O., N. 481 und 483), was vorliegend, wie 

nachfolgend aufgezeigt wird, auch nicht erfolgt ist.   

(…)  

 E.4.9.1. Entgegen den Ausführungen des Beschwerdeführers hat der Gutachter damit eine 

(dreistufige) differenzierte klinische Einzelfallanalyse vorgenommen. In diese hat er sämtliche 

individuellen Fallelemente miteinbezogen, allfälligen Entwicklungen Rechnung getragen und 

damit einhergehend auch das (fortgeschrittene) Alter des Beschwerdeführers angemessen 

berücksichtigt. Im Ergebnis verneint er mit seiner klinischen Verlaufsbeurteilung nachvollziehbar 

das Vorliegen von deliktpräventiven Effekten, respektive gelangt er unter Würdigung der 

klinischen und instrumentengestützten Bewertung des Verlaufs des Freiheitsentzuges und der 

Therapie seit dem Beginn der Inhaftierung zum Schluss, dass aktuell weiterhin von einem 

deutlichen Rückfallrisiko für einschlägige Sexualdelikte an erwachsenen Frauen auszugehen ist 

(Zweitgutachten S. 56). Dieser Analyse ist die konkrete Beurteilung, ob hinsichtlich der 

deliktsrelevanten Persönlichkeitsmerkmale (altersbedingte) Veränderungsprozesse erkennbar 

sind, selbstredend inhärent. Damit trifft entgegen den Ausführungen des Beschwerdeführers nicht 

zu, dass sich der Gutachter nicht für die (konkreten) Auswirkungen des Alters interessiert. 

Vielmehr beantwortet er die Frage nach einer protektiven Wirkung desselben abschlägig, wenn er 

den unveränderten Weiterbestand der Aspekte feststellt, anhand derer er bereits tatzeitnah ein 

legalprognostisch ungünstiges Bedingungsgefüge erkannt hat. Nicht zu beanstanden ist, wenn 

der Gutachter schliesslich in seine klinisch vorgenommene Verlaufsbeurteilung die hierzu aus der 

FOTRES-Verlaufsbegutachtung gewonnenen Erkenntnisse einfliessen lässt. Insgesamt und im 

Ergebnis entspricht das Vorgehen des Gutachters den bundesgerichtlichen Vorgaben, gemäss 

welchen eine pauschale Berücksichtigung des Alters als grundsätzlich protektiver Faktor den 

Anforderungen an eine Einzelfallbeurteilung ebenso wenig zu genügen vermag wie eine 

unzureichende Auseinandersetzung mit diesem (oben E. 4.7). Zudem trägt er dem mit 

Unsicherheiten verbunden protektiven Effekt des Alters angemessen Rechnung, wenn er "in 

beide Richtungen vorsichtig" ist (Protokoll der erstinstanzlichen Verhandlung act. 70).   

E.4.9.2. Zusammenfassend bildet das Verlaufs-/Ergänzungsgutachten vom 5. November 2020 

sowohl formell als auch inhaltlich eine rechtsgenügende Entscheidgrundlage im Sinne von Art. 56 

Abs. 3 StGB. Die Vorinstanz hat sich anhand dessen zu Recht in der Lage gesehen, einen 

eigenverantwortlichen Entscheid in der Sache zu treffen. Inwiefern sie in Willkür verfällt, wenn sie 

dem vom Gutachter gezogenen Schluss folgt, konkret anhand des nicht zu beanstandenden 

Gutachtens von einem weiterhin gegebenen, deutlichen Rückfallrisiko ausgeht, ist nicht 

ersichtlich. Der Gutachter hat mittels einer individuellen Einzefallanalyse eine Prognosestellung 

vorgenommen, in welche er alle für die Begutachtung relevanten Umstände und dabei namentlich 

auch das fortgeschrittene Alter des Beschwerdeführers miteinbezieht und die aus den 

angewandten Prognoseinstrumenten gewonnenen Erkenntnisse adäquat hat einfliessen lassen.   

Schliesslich hat der Gutachter die "deutliche Rückfallgefahr" weiter konkretisiert, indem er unter 

Berücksichtigung der Tat- und gesamten Lebensumstände und des Therapieverlaufes ausführt, 

dass wegen der Persönlichkeitsmerkmale des Beschwerdeführers und dabei insbesondere seiner 

Dominanzproblematik und der narzisstischen Persönlichkeitsmerkmale ernsthaft zu erwarten ist, 

dass er in Freiheit weitere einschlägige Sexualdelikte begehen wird, und er dieses Risiko im 

Vergleich zu anderen Sexualstraftätern als überdurchschnittlich bewertet (Zweitgutachten S. 68). 

Damit äussert er sich nachvollziehbar und hinreichend fassbar dazu, ob und allenfalls welche 

Delikte mit wie hoher Wahrscheinlichkeit künftig zu erwarten sind. Dies gilt umso mehr, als das 
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Gutachten keine unterschiedlichen Auslegungen in Bezug auf die Höhe der Rückfallgefahr 

erlaubt, mithin aufgezeigt wird, dass die ungünstig einzustufenden Aspekte klar überwiegen (vgl. 

Urteil 6B_828/2018 vom 5. Juli 2019 E. 6.4 mit Hinweis auf 6B_265/2015 vom 3. Dezember 2015 

E. 6.3.2).  

 

 


